
Gegen die „Kriminalisierung“ der FLÜCHTLINGSRÄTE wird kommendes Wochenende in Freiburg demonstriert

WerMigrantenvor einer
bevorstehendenAbschie-
bungwarnt,macht sich
strafbar. So soll es laut Bun-
desinnenminister in einem
noch zubeschließenden
Gesetz stehen.Dagegen for-
miert sichbundesweitWi-
derstand. Amkommenden
Samstagprotestieren in
Freiburg Flüchtlingsräte
wegenSeehofers geplanten
„Geordnete-Rückkehr-Ge-
setzes“.

TONI NACHBAR

Eine Abschiebung in Steinen –
vor zweiWochen.DiePolizei holt
eine siebenköpfige Roma-Fami-
lie ab,die indenKosovogeflogen
werden soll. Vor den Augen der
fünf Kinder fesseln Beamte die
Eltern.

„Wenn wir im Vorfeld gewusst
hätten, dass das an diesem Tag
passiert, hättenwirdiese Familie
gewarnt“, sagt Herwig Popken
vom „Freundeskreis Asyl Rhein-
felden“. Ginge es bald nach ei-
nem Referenten-Entwurf aus

dem Bundesinnenministerium,
hätte sich der Rentner und ehe-
malige Leiter eines Heimes für
Asylsuchende damit strafbar ge-
macht. Herwig Popken sieht das
gelassen: „Wir haben den Men-

schen im Blick. Der Vater dieser
fünf Kinder hat schwere psychi-
sche Probleme. Nun ist diese Fa-
milie imKosovo–ohneGeldund
ohne Medikamente. Niemand
weiß, ob die Kinder dort zur
Schule werden gehen können.
Beliebt sind Roma bei den koso-
varischen Albanern nun mal
nicht.“ Den Lörracher Landtags-
abgeordneten Josha Frey (Grü-
ne)will Popkenmit dem Fall aus
Steinen konfrontieren. Dessen
Partei regiert in Stuttgart, und
auch aus Baden-Württemberg
werden derzeit nicht wenige
Menschen abgeschoben: 3018
waren es 2018, 433 während der

ersten beidenMonate in diesem
Jahr. „Abgeschoben werden vor
allem Menschen nach Albanien,
Kosovo, Nordmazedonien und
Serbien – aber auch nach Gam-
bia“, sagt ein Sprecher aus dem
Stuttgarter Innenministerium.

–
Helfer sollen strafrechtlich
belangtwerden können
–

Selbstverständlich ist dort der
Berliner Gesetzes-Entwurf be-
kannt. Und es ist anzunehmen,
dass der baden-württembergi-
sche Innenminister Thomas
Strobl (CDU) daranwenig auszu-
setzen hat, denn in seinemHaus

beklagtman, „dass der häufigste
Grund, warum eine Abschie-
bung nicht stattfindet, der ist,
dass der Abzuschiebende nicht
auffindbar ist“.

Dafür hat nun der Präsident
des Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge (Bamf), Hans-
Eckhard Sommer (CSU), öffent-
lich Flüchtlingshelfer verant-
wortlich gemacht und in einem
Interviewmit derWelt am Sonn-
tag gesagt, es wäre gut, wenn
künftig mit den Mitteln des
Strafrechts geahnet würde, dass
Migranten vor bevorstehenden
Abschiebungen diese Maßnah-
me bekannt gemachtwird.

Ebendies will auch der Ent-
wurf aus dem Ministerium
Horst Seehofers. Für den Bun-
desinnenminister sowie den
Bamf-Chef gilt Abschiebe-Effizi-
enz als Priorität. Die Freiburger
Bundestagsabgeordnete der
Grünen, Kerstin Andreae, kriti-
siert dies heftig: „Das ist die fal-
sche und unausgewogene Ak-
zentlegung in derMigrationspo-
litik. Uns sollte viel mehr daran
gelegen sein, die Integration zu
verbessernundnichtMenschen,
die Jahre lang hier geduldet wa-
ren, einen Job haben oder in der
Ausbildung sind, abzuschieben.“
Bamf-Präsident Sommer indes

weist darauf hin, dass allein im
Jahr 2018 sein Amt mit 162000
Asylanträgen konfrontiert war.
Doch nur 35 Prozent der Asylsu-
chendenbesäßendieChanceauf
„Schutzstatus“. Folglich verfolge
das Amt zwei Strategien: rasche
Erledigung der Anträge gefolgt
von prompten Abschiebungen.
Dass in diesem Zusammenhang
der Bamf-Chef die „selbst er-
nannten Flüchtlingsräte“ scharf
kritisierte, ist allerdings ein bri-
santes Politikum. Denn die seit
2015 überall entstandenen
„Flüchtlingsräte“ vereinen unter
ihrem Dach nicht nur Vereine
und kleine Organisationen, son-
dern auch große Wohlfahrtsver-
bände sowie kommunaleÄmter.
Den Freiburger Flüchtlingsrat
beispielsweise bilden unter vie-
len neben dem Roma-Büro, der
Initiative „Flüchtlinge lernen
Deutsch“ oder dem Südbadi-
schen Aktionsbündnis gegen
Abschiebung (Saga), Ämter des
Rathauses, die Erzdiözese Frei-
burg, CaritasundDiakonie sowie
das Rote Kreuz.

Die angestrebte Kriminalisie-
rungeinesTeilsdavonkönnte, so
Andreae, nicht nur einen Keil
zwischen Professionelle und Eh-
renamtliche, sondern in die ge-
samte Arbeit der Flüchtlingshil-
fe treiben. Der Freiburger
Rechtsanwalt Jens Janssen, der
sich in der Seenotrettung für
Flüchtlinge engagiert, warnt:
„Dieses Gesetz ist gefährlich. Die
Intention ist ganz offensichtlich,
der bösen Rhetorikvon der Anti-
Abschiebe-Industrie jetzt Taten
folgen zu lassen. Ob es sich um
eine symbolische Gesetzgebung
handelt oder aber um ein tat-
sächliches Instrument zur Kri-
minalisierung von Pfarrern und
Helfern,weiß noch keinMensch.
Der Bundesinnenminister be-
dient leider die Stammtische
und dieWähler der AfD.“

ANZEIGE

„Das ist ein gefährliches Gesetz“

Die Abschiebung gilt als die härteste und grausamste staatliche Maßnahme in der Migrationspolitik. Dagegen wird oft – wie hier vor dem
Freiburger Rathaus – demonstriert. FOTO: INGO SCHNEIDER
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